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247. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung

248. Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge
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249. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Deutschen Demokratischen Republik über die
gegenseitige Anerkennung der Gleichwertigkeit von Studienzeiten an Universitäten,
von Universitätszeugnissen und akademischen Graden samt Anhang
(NR: GP XVI RV 526 AB 581 S. 87. BR: AB 2969 S. 460.)

250. Protokoll zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Portugiesischen
Republik über wirtschaftliche Zusammenarbeit in Drittländern

247. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Juni 1985 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens zur Befreiung ausländi-
scher öffentlicher Urkunden von der Beglaubi-

gung
Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-

tige Angelegenheiten der Niederlande hat das
Königreich Großbritannien und Nordirland die
Liste der Behörden, die zur Ausstellung der Apo-
stille nach Artikel 3 des Übereinkommens zur

Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von
der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 90/1985) zuständig sind, wie folgt geändert:

Die Insel Man:

„His Excellency the Lieutnant Governor of the
Isle of Man."

Sinowatz

248.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE
EINFUHR PRIVATER
STRASSENFAHRZEUGE *)

New York am 4. Juni 1954

Änderungsvorschlag betreffend
Kapitel VII des Abkommens

Nach Artikel 25 wäre ein neuer
Artikel 25 a nachstehenden Wort-
lautes einzufügen:

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 131/1956
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„Artikel 25 a

Die zuständigen Zollbehörden
werden keine Zölle und sonstigen
Eingangsabgaben erheben, wenn
ihnen zufriedenstellend nachge-
wiesen wird, daß ein im Vor-
merkverkehr mit Eingangsvor-
merkschein eingeführtes Fahr-
zeug nicht mehr wieder ausge-
führt werden kann, weil es
infolge höherer Gewalt zerstört
worden oder unwiederbringlich
verlorengegangen ist."

Sinowatz

249.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.

Vertrag zwischen der Republik Österreich und
der Deutschen Demokratischen Republik über
die gegenseitige Anerkennung der Gleichwer-
tigkeit von Studienzeiten an Universitäten, von
Universitätszeugnissen und akademischen Gra-

den samt Anhang

Die Republik Österreich und die Deutsche
Demokratische Republik haben,

in Realisierung des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Deutschen Demokra-
tischen Republik über die Zusammenarbeit auf den
Gebieten der Kultur und Wissenschaft vom
31. März 1978,*)

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Staaten auf dem Gebiet der Wissen-
schaft und des Bildungswesens zu entwickeln,

sowie in der Entschlossenheit, ihre Beziehungen
auf der Grundlage der Schlußakte der Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in
ihrer Gesamtheit zu entwickeln und zu fördern,
und

in Anerkennung der Tatsache, daß nach Gegen-
überstellung die Studien und akademischen Grade
in der Republik Österreich und in der Deutschen
Demokratischen Republik sowohl hinsichtlich der
Zulassung, der Dauer und der Struktur als auch
hinsichtlich des Inhalts und der Anforderungen ver-
gleichbar sind,

folgendes vereinbart:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 237/1979

Artikel 1

(1) Die Diplomgrade der Republik Österreich
und der akademische Grad der Deutschen Demo-
kratischen Republik „Diplom eines Wissenschafts-
zweiges", verliehen nach einem ordentlichen Stu-
dium an einer Universität, werden für jene Studien-
richtungen, die im Anhang, der einen integrieren-
den Bestandteil dieses Vertrages bildet, enthalten
sind, für die Zulassung zu Studien, die zum Dok-
torgrad führen, gegenseitig als gleichwertig aner-
kannt.

(2) Inhaber der als gleichwertig anerkannten
akademischen Grade werden zu Studien, die zum
Doktorgrad führen, an den Universitäten des ande-
ren Vertragsstaates, an denen diese Studien einge-
richtet sind, ohne Zusatz- und Ergänzungsprüfun-
gen unmittelbar zugelassen.

(3) Die Zulassung zu diesen Studien erfolgt nach
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dem
die Zulassung beantragt wird, und im Rahmen der
verfügbaren Studienplätze.

Artikel 2

(1) Der auf der Grundlage eines Studiums in den
Studienrichtungen, die im Anhang enthalten sind,
an einer Universität der Republik Österreich
erworbene Doktorgrad und der an einer Universi-
tät der Deutschen Demokratischen Republik
erworbene akademische Grad „Doktor eines Wis-
senschaftszweiges" (Promotion A) werden gegen-
seitig als gleichwertig anerkannt.
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(2) Personen, welche in Übereinstimmung mit
Absatz 1 den gleichwertigen Doktorgrad an einer
Universität der Republik Österreich erworben
haben, haben für die Genehmigung zur Führung
dieses akademischen Grades die erforderlichen
Dokumente dem Ministerium für Hoch- und Fach-
schulwesen der Deutschen Demokratischen Repu-
blik vorzulegen.

(3) Personen, welche in Übereinstimmung mit
Absatz 1 den gleichwertigen Doktorgrad an einer
Universität der Deutschen Demokratischen Repu-
blik erworben haben, haben für die Genehmigung
zur Führung dieses akademischen Grades die erfor-
derlichen Dokumente dem österreichischen Bun-
desministerium für Wissenschaft und Forschung
vorzulegen.

Artikel 3

Die Bestimmungen der Artikel 1 und 2 finden
nur dann Anwendung, wenn das ordentliche Stu-
dium vorwiegend an einer Universität eines der
Vertragsstaaten durchgeführt und auf Grund dieses
Studiums der akademische Grad von einer Univer-
sität der Vertragsstaaten verliehen wurde.

Artikel 4

(1) Von österreichischen Studierenden absol-
vierte Studienzeiten an Universitäten der Deut-
schen Demokratischen Republik beziehungsweise
von Studierenden der Deutschen Demokratischen
Republik absolvierte Studienzeiten an Universitäten
der Republik Österreich in Studienrichtungen, die
im Anhang enthalten sind, werden bei Fortsetzung
des Studiums im anderen Vertragsstaat als gleich-
wertig angerechnet.

(2) Prüfungen, die während dieser Studienzeiten
an einer Universität eines der beiden Vertragsstaa-
ten gemäß den dort geltenden Studienvorschriften
abgelegt wurden und die mit einem entsprechenden
Universitätszeugnis nachgewiesen werden, werden
als gleichwertig anerkannt.

Artikel 5

In diesem Vertrag bedeutet:
1. Der Ausdruck „Universitäten" alle Universi-

täten, Hochschulen und Institutionen, denen
vom Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet
sie sich befinden, Hochschulcharakter zuer-
kannt wird, und die berechtigt sind, akademi-
sche Grade zu verleihen;

2. der Ausdruck „akademischer Grad" jeden
Grad, welcher von einer Universität als
Abschluß eines ordentlichen Studiums verlie-
hen wird;

3. der Ausdruck „Universitätszeugnisse" alle
Zeugnisse oder Bestätigungen über Ergeb-

nisse von Prüfungen oder den Erfolg der Teil-
nahme an Lehrveranstaltungen;

4. der Ausdruck „Prüfungen" alle Prüfungen
zur Feststellung des durch die Studien erwor-
benen Wissens, der Kenntnisse und der Fer-
tigkeiten beziehungsweise die Feststellung des
Erfolges der Teilnahme an Lehrveranstaltun-
gen gemäß den Studienvorschriften der Ver-
tragsstaaten;

5. der Ausdruck „Studiendauer" die in den Stu-
dienvorschriften der Vertragsstaaten vorge-
schriebene Mindestzeit für die Absolvierung
der ordentlichen Studien;

6. der Ausdruck „ordentliche Studien" jene Stu-
dien, die in den Vertragsstaaten zum Erwerb
eines akademischem Grades führen.

Artikel 6

Die gemäß Artikel 3 des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Deutschen Demokra-
tischen Republik über die gegenseitige Anerken-
nung der Gleichwertigkeit von Reifezeugnissen
vom 20. Juni 1981 eingesetzte Ständige Experten-
kommission ist für die Beratung aller Fragen, die
sich aus dem vorliegenden Vertrag ergeben, zustän-
dig.

Artikel 7

Dieser Vertrag findet nur Anwendung auf
Staatsbürger der Vertragsstaaten.

Artikel 8

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden werden in Berlin ausge-
tauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zwei-
ten Monats, der auf den Monat folgt, in welchem
der Austausch der Ratifikationsurkunden stattge-
funden hat, in Kraft.

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann ihn schrift-
lich auf diplomatischem Wege kündigen. Dieser
Vertrag tritt am ersten Tag des zwölften Monats,
der auf den Monat der Kündigung folgt, außer
Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Berlin am 5. November 1984 in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Strasser m. p.

Für die Deutsche Demokratische Republik:

Prof. Böhme m. p.
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Anhang
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 31. Mai 1985 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 2 am
1. Juli 1985 in Kraft.

Sinowatz
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250.

P R O T O K O L L

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Portugiesischen
Republik über wirtschaftliche Zusammenarbeit

in Drittländern

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Portugiesischen Republik,
in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenar-
beit mit Drittländern im Bereich der Dritten Welt
zu entwickeln und zu erleichtern, und im
Bewußtsein der gegenseitigen Vorteile einer sol-
chen Zusammenarbeit, welche zur Vertiefung der
freundschaftlichen Bande zwischen ihren Völkern
beitragen wird,
haben folgendes vereinbart:

1. den politischen Willen beider Seiten zu bestäti-
gen, in den Entwicklungsländern gemeinsame wirt-
schaftliche Aktivitäten von gegenseitigem Interesse
durchzuführen,

2. alle Anstrengungen zu unternehmen, den Kon-
takt zwischen Gesellschaften beider Länder, welche
an wirtschaftlichen Aktivitäten in den vorrangigen
Sektoren in diesen Drittländern interessiert sind, zu
fördern,

3. neueste Informationen über Projekte auszutau-
schen, welche diese Drittländer im Dreiecksverkehr
verwirklicht sehen möchten,

4. Informationen betreffend Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Entwicklungshilfe auszutauschen,
und

5. alle Kontakte im Rahmen dieses Protokolls auf
diplomatischem Wege vorzunehmen.

Das vorliegende Protokoll tritt mit seiner Unter-
zeichnung in Kraft.

Gegeben zu Lissabon am 23. April 1985 in zwei
Urschriften in deutscher und portugiesischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise verbind-
lich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Erich Hochleitner e. h.

Für die Regierung der
Portugiesischen Republik:

Eduardo Ambar e. h.

Sinowatz


